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Corona . Steuerliche Berücksichtigung von Schutzmasken  

 

Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, für Schutzmasken (ab 2021: OP-Masken oder Masken der 

Standards FFP 2, N95 oder KN95 oder einem mindestens vergleichbaren Standard) einen pauschalen 

Sonderausgabenabzug (€ 200,00 bzw. € 400,00 bei Zusammenveranlagung) zu gewähren. Dies sollte 

für die Steuererklärungen 2020 und 2021 gelten. Doch das hat die Bundesregierung nun abgelehnt. 

 

In anderen Bereichen ist die Beschaffung von Schutzmasken allerdings begünstigt:  

 

➢ Die Kosten der Schutzmasken, die der Arbeitgeber für sich oder seine Arbeitnehmer zur 

Ausübung der beruflichen Tätigkeit zur Verfügung stellt, sind beim Arbeitgeber voll abzugsfähige 

Betriebsausgaben. 

 

➢ Die Aufwendungen des Arbeitnehmers für Schutzmasken, die von ihm für die berufliche Nutzung 

angeschafft werden (z. B. aufgrund der Vorgaben des Arbeitgebers), sind Werbungskosten. Eine 

private Mitnutzung von untergeordneter Bedeutung ist unschädlich. 

 

➢ Schutzmasken, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zur Ausübung der beruflichen Tätigkeit zur 

Verfügung stellt, sind kein Arbeitslohn. Sie werden im ganz überwiegend eigenbetrieblichen 

Interesse gewährt. 

 

Corona . Kinderkrankengeld ist steuerfrei – unterliegt aber dem Progressions-

vorbehalt 

 

Erhalten Eltern von der Krankenkasse Kinderkrankengeld, ist diese Zahlung nach § 3 Nr. 2 EStG 

steuerfrei. Sie unterliegt jedoch als Lohnersatzleistung dem Progressionsvorbehalt nach § 32b EStG. 

Eine Aussetzung des Progressionsvorbehalts für das Kinderkrankengeld wegen der Coronakrise hat 

die Bundesregierung nun abgelehnt. 

 

Hintergrund 

 

Durch die Schließung von Schulen und Kindertagesstätten mussten zahlreiche Eltern auf das 

Kinderkrankengeld nach § 45 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zurückgreifen. Diese 

Lohnersatzleistung der gesetzlichen Krankenversicherung kommt zum Tragen, wenn arbeitnehmende 

Eltern zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege ihres Kindes der Arbeit fernbleiben. 

 

Lohnersatzleistungen, zu denen neben dem Kinderkrankengeld auch andere Unterstützungsmaß-

nahmen (z. B. Kurzarbeitergeld, Insolvenzgeld, Krankengeld oder Entschädigungen für Verdienst-

ausfall nach dem Infektionsschutzgesetz) gehören, sind steuerfrei. Wegen des Progressionsvor-

behalts können diese Leistungen jedoch dazu führen, dass die übrigen steuerpflichtigen Einkünfte der 

Arbeitnehmer höher besteuert werden, als dies ohne den Einsatz von Lohnersatzleistungen der Fall 

wäre. 
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Neues aus Berlin . Gesetzgeber gewährt neue Vergünstigungen für Mitarbeiter-
beteiligungen  
 

Zur Stärkung der Attraktivität von Mitarbeiterkapitalbeteiligungen hat der Gesetzgeber den bisher 

geltenden steuerfreien Höchstbetrag für Vermögensbeteiligungen mit Wirkung zum 01. Juli 2021 von 

€ 360,00 auf € 1.440,00 pro Jahr angehoben. Ferner wurde durch das Fondsstandortgesetz vor allem 

für Arbeitnehmer von Startup-Unternehmen eine Regelung geschaffen, wonach Mitarbeiterbe-

teiligungsprogramme zunächst nicht besteuert werden (Besteuerungsaufschub). Dies gilt erstmals für 

Vermögensbeteiligungen, die nach dem 30. Juni 2021 übertragen werden. 

 

Mitarbeiterbeteiligungen nach § 3 Nr. 39 EStG 

 

Für Vorteile des Arbeitnehmers im Rahmen eines gegenwärtigen Dienstverhältnisses aus der 

unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung von Vermögensbeteiligungen am Unternehmen des 

Arbeitgebers sieht § 3 Nr. 39 EStG einen jährlichen steuerlichen Freibetrag vor. Dieser wurde nun 

durch das Fondsstandortgesetz mit Wirkung ab 01. Juli 2021 vervierfacht und beträgt € 1.440,00. 

 

Voraussetzung ist, dass die Beteiligung mindestens allen Arbeitnehmern offensteht, die zum Zeitpunkt 

der Bekanntgabe des Angebots ein Jahr oder länger ununterbrochen in einem gegenwärtigen 

Dienstverhältnis zum Unternehmen stehen.  

 

Als Wert der Vermögensbeteiligung ist der gemeine Wert anzusetzen. 

 

Besteuerungsaufschub durch neuen § 19a EStG 

 

Mit § 19a EStG wurde eine zusätzliche Vergünstigung eingeführt, wodurch speziell kleinen und 

mittleren Startups durch einen Besteuerungsaufschub ein Vorteil auf dem Arbeitsmarkt verschafft 

werden soll. Die Besteuerung erfolgt erst zu einem späteren Zeitpunkt – in der Regel zum Zeitpunkt 

der Veräußerung, spätestens nach zwölf Jahren oder bei einem Arbeitgeberwechsel.  

 

Werden einem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber Vermögensbeteiligungen im Sinne des § 2 

Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, b und f bis l und Abs. 2 bis 5 des Fünften Vermögensbildungsgesetzes an dem 

Unternehmen des Arbeitgebers unentgeltlich oder verbilligt übertragen, unterliegt der Vorteil im 

Kalenderjahr der Übertragung, nicht der Besteuerung.  

 

Liegen die Voraussetzungen vor, ist bei der Vorteilsermittlung der Freibetrag nach § 3 Nr. 39 EStG 

(bis zu € 1.440,00) abzuziehen. 

 

Die Übertragung muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgen (keine 

Gehaltsumwandlung). 

 

Das Unternehmen des Arbeitgebers darf zum Zeitpunkt der Übertragung der Vermögensbeteiligung 

gewisse Schwellenwerte nicht überschreiten oder im vorangegangenen Kalenderjahr nicht 

überschritten haben. Darüber hinaus darf die Gründung des Unternehmens nicht mehr als zwölf Jahre 

zurückliegen. 
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Nach der Empfehlung der EU-Kommission vom 06. Mai 2003 gelten folgende Schwellenwerte: 

 

➢ KMU: weniger als 250 Mitarbeiter, Jahresumsatz höchstens € 50,0 Mio. oder Jahresbilanzsumme 

höchstens € 43,0 Mio., 

➢ kleines Unternehmen: weniger als 50 Mitarbeiter, Jahresumsatz und Jahresbilanzsumme max. 

€ 10,0 Mio., 

➢ Kleinstunternehmen: weniger als 10 Mitarbeiter, Jahresumsatz und Jahresbilanzsumme max. 

€ 2,0 Mio. 

 

§ 19a EStG setzt kein Angebot an alle Arbeitnehmer voraus. Die Mitarbeiterbeteiligungen können z. B. 

auch nur ausgewählten hochqualifizierten Mitarbeitern angeboten werden. 

 

Die vorläufige Nichtbesteuerung erfolgt auf Initiative des Arbeitgebers und mit Zustimmung des 

Arbeitnehmers durch Freistellung im Lohnsteuerabzugsverfahren. Der Arbeitnehmer kann selbst 

entscheiden, ob der Vorteil vorläufig nicht lohnbesteuert werden soll. Eine Nachholung bei der 

Veranlagung zur Einkommensteuer ist ausgeschlossen.  

 

Der nicht besteuerte gemeine Wert der Vermögensbeteiligung ist vom Arbeitgeber im Lohnkonto 

aufzuzeichnen. Das Betriebsstättenfinanzamt muss nach der Übertragung einer Vermögens-

beteiligung im Rahmen einer Anrufungsauskunft den vom Arbeitgeber nicht besteuerten Vorteil 

bestätigen. 

 

Einkommensteuer . Sind Mitgliedsbeiträge an ausbildende Musikvereine als 

Sonderausgaben abziehbar? 

 

Nach Auffassung des Finanzgerichts Köln dürfen gemeinnützige Musikvereine, die nicht nur 

untergeordnet ausbilden, auch für gezahlte Mitgliedsbeiträge Spendenbescheinigungen ausstellen. Da 

gegen dieses Urteil vom 25. Februar 2021 die Revision anhängig ist, muss nun der Bundesfinanzhof 

entscheiden. 

 

Im Streitfall ging es um einen gemeinnützigen Musikverein, der neben seinem Orchesterbetrieb eine 

Bläserklasse an einer Schule und ein Nachwuchsorchester zur musikalischen Jugendarbeit unterhält. 

Der Verein bildet Musiker im Bereich der Blasmusik und des Dirigats aus. Mitglieder des Vereins sind 

überwiegend Freizeitmusiker sowie vereinzelt Musikstudenten und Berufsmusiker. Zudem gibt es 

inaktive Fördermitglieder, die nicht am Musikbetrieb teilnehmen. 

 

Das Finanzamt untersagte dem Verein, Spendenbescheinigungen über die Mitgliedsbeiträge 

auszustellen. Die Vereinstätigkeit diene auch der Freizeitgestaltung der Mitglieder und dies schließe 

den Spendenabzug für Mitgliedsbeiträge nach § 10b Abs. 1 Satz 8 EStG aus.  

 

Das Finanzgericht Köln sah das aber anders: Die Tätigkeit des Vereins auf dem Gebiet der 

musikalischen Ausbildung ist nicht nur von untergeordneter Bedeutung.  
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Mit dem Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements aus 2007 soll die in 

gemeinnützigen Vereinen „zivilgesellschaftlich organisierte Mitmenschlichkeit“ durch den Abbau von 

Bürokratiehemmnissen gefördert werden. Diese Förderung umfasst auch einen besseren Sonderaus-

gabenabzug für Mitgliedsbeiträge an Kulturvereine. Eine für den Beitragsabzug schädliche „eigene 

kulturelle Freizeitbetätigung der Mitglieder“ überwog im Streitfall nicht. 

 

Einkommensteuer . Ermittlung der ortsüblichen Marktmiete bei einer verbilligten 

Vermietung  

 

Bei einer verbilligten Vermietung gilt die Überlassung einer Wohnung zu Wohnzwecken bis zum 

Veranlagungszeitraum 2020 bereits dann als vollentgeltlich, wenn die Miete mindestens 66 % des 

ortsüblichen Niveaus beträgt. Dann ist der volle Werbungskostenabzug eröffnet. Liegt die Miete 

darunter, sind die Kosten aufzuteilen. 

 

Mit Wirkung ab dem Veranlagungszeitraum 2021 wurde die Grenze von 66 % auf 50 % herabgesetzt. 

Das bedeutet: Beträgt das Entgelt 50 % und mehr, jedoch weniger als 66 % der ortsüblichen Miete, ist 

eine Totalüberschussprognoseprüfung vorzunehmen: 

 

Fällt diese positiv aus, ist Einkunftserzielungsabsicht zu unterstellen und der volle Werbungskosten-

abzug ist möglich.  

 

Anderenfalls ist von einer Einkunftserzielungsabsicht nur für den entgeltlich vermieteten Teil 

auszugehen und die Kosten sind aufzuteilen. 

 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 22. Februar 2021 ist die ortsübliche Marktmiete 

grundsätzlich auf der Basis des Mietspiegels zu bestimmen. 

 

Die maßgebliche ortsübliche Marktmiete ergibt sich grundsätzlich aus dem örtlichen Mietspiegel. 

Hierzu gehören sowohl der einfache Mietspiegel nach § 558c BGB als auch der qualifizierte 

Mietspiegel nach § 558d BGB. Dabei ist jeder der Mietwerte (nicht nur der Mittelwert) als ortsüblich 

anzusehen, den der Mietspiegel im Rahmen einer Spanne zwischen mehreren Mietwerten für 

vergleichbare Wohnungen ausweist. Erst die Über- oder Unterschreitung der jeweiligen Grenzwerte 

führt zur Unüblichkeit.  

 

Kann ein Mietspiegel nicht zugrunde gelegt werden (z. B.: keine regelmäßige Anpassung an die 

Marktentwicklung) oder ist er nicht vorhanden, kann die ortsübliche Marktmiete z. B.  

 

➢ mithilfe eines mit Gründen versehenen Gutachtens eines öffentlich bestellten und vereidigten 

Sachverständigen iSd. § 558a Abs. 2 Nr. 3 BGB,  

➢ durch die Auskunft aus einer Mietdatenbank iSd. § 558a Abs. 2 Nr. 2 BGB iVm. § 558e BGB oder 

➢ unter Zugrundelegung der Entgelte für zumindest drei vergleichbare Wohnungen iSd. § 558a 

Abs. 2 Nr. 4 BGB ermittelt werden. 
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Einkommensteuer . Beschränkte Verlustverrechnung für Aktienveräußerungs-

verluste verfassungswidrig? 

 

Da Einkünfte aus Kapitalvermögen grundsätzlich mit dem Abgeltungsteuersatz von 25 % besteuert 

werden, sieht § 20 Abs. 6 EStG u. a. vor, dass Verluste aus Kapitalvermögen nur mit sonstigen 

positiven Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden dürfen. Eine zusätzliche Verlust-

verrechnungsbeschränkung gilt für Verluste aus der Veräußerung von Aktien. Diese dürfen nicht mit 

anderen positiven Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden, sondern nur mit Gewinnen, 

die aus der Veräußerung von Aktien entstehen. 

 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs besteht eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung, weil 

sie Steuerpflichtige ohne rechtfertigenden Grund unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob sie 

Verluste aus der Veräußerung von Aktien oder aus der Veräußerung anderer Kapitalanlagen erzielt 

haben.  

 

Der BFH hat daher dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob es mit dem Grundgesetz 

vereinbar ist, dass Verluste aus der Veräußerung von Aktien nur mit Gewinnen aus der Veräußerung 

von Aktien verrechnet werden dürfen und nicht auch mit sonstigen positiven Einkünften aus Kapital-

vermögen. 

 

Man darf gespannt sein, wie nun das Bundesverfassungsgericht entscheiden wird. 

 

Umsatzsteuer . Neue Sichtweise für Garantiezusagen von Kfz-Händlern ab 2022  

 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 14. November 2018 ist die entgeltliche Garantie-

zusage eines Kfz-Händlers keine unselbstständige Nebenleistung zur Fahrzeuglieferung, sondern 

eine eigenständige Leistung. Mit einer Garantiezusage, durch die der Kfz-Verkäufer als Garantiegeber 

im Garantiefall eine Geldleistung verspricht, liegt eine Leistung aufgrund eines Versicherungsver-

hältnisses iSd. Versicherungsteuergesetzes vor, die umsatzsteuerfrei ist. Das Bundesfinanz-

ministerium wendet das Urteil nun an und hat seine bisherige Sichtweise angepasst. Dabei unterteilt 

es nach versicherungs- und umsatzsteuerrechtlichen Konsequenzen (BMF-Schreiben vom 

11. Mai 2021). 

 

Kritik aus der Praxis 

 

Betroffen sollten bereits Garantiezusagen sein, die nach dem 30. Juni 2021 abgegeben werden, 

wobei eine frühere Anwendung zulässig ist. Der Zentralverband Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe 

e. V. (ZDK) hat das Schreiben des Bundesfinanzministeriums als Bürokratiemonster kritisiert und sich 

an Bundesfinanzminister Olaf Scholz gewandt – offenbar mit Erfolg. Denn die Frist wurde nun mit 

Schreiben vom 18. Juni 2021 bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. 

 

Nach der Bewertung des BMF-Schreibens durch den ZDK werden Händler, die Autokäufern eine 

Garantiezusage erteilen, steuerrechtlich gesehen zu Versicherern. Im Zweifel müssen sie sich daher 

u. a. beim Bundeszentralamt für Steuern registrieren lassen, Versicherungsteuer anmelden und 

abführen.  
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Wegen der versicherungsteuerpflichtigen, aber umsatzsteuerfreien Garantiezusagen ist der 

Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen im Zusammenhang mit diesen steuerfreien Umsätzen 

grundsätzlich ausgeschlossen. 

 

Arbeitsrecht . Entgeltfortzahlung trotz Quarantäne nicht ausgeschlossen 

 

ArbG Aachen, Urteil vom 30.03.2021, Az.: 1 Ca 3196/20 

 

Da der infektionsrechtliche Entschädigungsanspruch des Infektionsschutzgesetzes nur bei entsprech-

endem Ansteckungs- und Krankheitsverdacht greife, sei nach einer Entscheidung des Arbeitsgerichts 

Aachen ein Entgeltfortzahlungsanspruch eines Arbeitnehmers wegen anderen, eine Arbeitsunfähigkeit 

begründenden, Symptomen nicht ausgeschlossen. 

 

Der Kläger suchte im Mai 2020 aufgrund von Kopf- und Magenschmerzen einen Arzt auf, welcher den 

Arbeitnehmer arbeitsunfähig krankschrieb und eine entsprechende Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

ausstellte. Gleichzeitig führte der behandelnde Arzt bei dem Kläger einen Covid-19 Test durch und 

meldete dies gegenüber dem zuständigen Gesundheitsamt. Seitens des Gesundheitsamtes wurde 

gegenüber dem klagenden Arbeitnehmer wenige Tage nach dem Arztbesuch eine häusliche 

Quarantäne angeordnet. In der Folge fiel der Covid-19 Test negativ aus. 

 

Nachdem die beklagte Arbeitgeberin Kenntnis von der Quarantäneanordnung gegenüber ihrem 

Angestellten erlangt hatte, zog sie die zunächst an den Kläger geleistete Entgeltfortzahlung von der 

Folgeabrechnung wieder ab und brachte stattdessen eine Entschädigung nach dem Infektions-

schutzgesetz zur Auszahlung. Die Entschädigung stellte sich dabei geringer als die Entgeltfortzahlung 

dar. Die Arbeitgeberin berief sich darauf, dass bei einem Zusammentreffen von Quarantäne und 

Erkrankung Ansprüche nach dem Infektionsschutzgesetz Entgeltfortzahlungsansprüche verdrängen 

würden. 

 

Dies wollte der Kläger nicht hinnehmen und nahm die Arbeitgeberin auf Zahlung des Differenz-

betrages zwischen Entschädigung nach dem Infektionsschutzgesetz und krankheitsbedingter Entgelt-

fortzahlung vor dem Arbeitsgericht in Anspruch. Mit Erfolg! 

 

Das Gericht entschied, dass die angeordnete Quarantäne den Entgeltfortzahlungsanspruch des 

arbeitsunfähig erkrankten Klägers nicht ausgeschlossen habe. Es sei zwar richtig, dass der 

Entgeltfortzahlungsanspruch die Arbeitsunfähigkeit als einzige Ursache für den Wegfall des 

Arbeitsentgeltanspruches voraussetze. Diese Voraussetzung liege hier jedoch vor, da der Arzt die 

Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Kopf- und Magenschmerzen attestiert habe, so das Gericht. 

 

Dem gegenüber bestehe der Entschädigungsanspruch nach dem Infektionsschutzgesetz aber gerade 

nicht für arbeitsunfähig Kranke, sondern nur für Ausscheider, Ansteckungs- und Krankheits-

verdächtige. Lediglich bei den Genannten, bei denen der Verdienst gerade aufgrund einer infektions-

schutzrechtlichen Maßnahme entfalle, müsse auf die subsidiäre Regelung des Infektionsschutz-

gesetzes zurückgegriffen werden. 

 

Das Urteil ist mittlerweile rechtskräftig. 
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Markenrecht . „Black Friday“ ist für alle da 

 

BGH, Beschluss vom 27.05.2021, Az.: I ZB 21/20 

 

Die Wortmarke „Black Friday“ für wesentliche Dienstleistungen des Bereichs „Werbung“ hat keinen 

Bestand und ist zu löschen. Der BGH bestätigte in einem Beschluss die Entscheidung des 

Bundespatentgerichtes und machte dessen Löschungsentscheidung damit rechtskräftig. 

 

Die Beklagte war u. a. Inhaberin der Wortmarke „Black Friday“, welche u. a. für Dienstleistungen im 

Bereich „Werbung“ im Register des DPMA eingetragen war. Die Klägerin und Antragstellerin betreibt 

schon seit 2012 und somit bereits vor der Markenanmeldung der Beklagten das Internetportal 

„BlackFriday.de", wo viele Rabattaktionen von Elektronikhändlern aus Deutschland gebündelt werden. 

Daher begehrte die Antragstellerin die teilweise Löschung der Marke für bestimmte Dienstleitungs-

klassen beim DPMA und hatte dort Erfolg. Das Amt bejahte ein Freihaltebedürfnis des Begriffs „Black 

Friday“ für damit im Zusammenhang stehende Dienstleistungen. 

 

Die gegen die Entscheidung des DPMA eingelegte Beschwerde der Markeninhaberin hatte vor dem 

BGH keinen Erfolg. Die Richter wiesen die Rechtsbeschwerde zurück und bestätigten die 

Entscheidung des DPMA. Unter anderem werde die Marke für die Dienstleistungen „Marketing", 

„Organisation und Durchführung von Werbeveranstaltungen", „Planung von Werbemaßnahmen", 

„Verbreitung von Werbeanzeigen" und „Werbung im Internet für Dritte" sowie eine Vielzahl weiterer im 

Zusammenhang mit Werbung stehender Dienstleistungen jetzt endgültig aus dem Markenregister 

gelöscht. 

 

Markenrecht . Nicht als Marke eintragungsfähig – Geräusch beim Öffnen einer 

Getränkedose 

 

EuG, Urteil vom 07.07.2021, Az.: T-668/19 

 

Erstmals hatte das Gericht der Europäischen Union sich mit einer Eintragung einer im Audioformat 

dargestellten Hörmarke zu befassen. Die Versagung der Eintragung der konkreten Hörmarke durch 

das EUIPO wurde vom EuG nun bestätigt. 

 

Hintergrund war die Anmeldung eines Hörzeichens der Klägerin beim EUIPO für verschiedene 

Getränke sowie Behälter aus Metall für Lagerung und Transport. Das Hörzeichen in Form einer 

Audiodatei für den die Klägerin Markenschutz begehrte, erinnert an den Klang, der beim Öffnen einer 

Getränkedose entsteht, gefolgt von etwa einer Sekunde ohne Geräusch und einem Prickeln von etwa 

neun Sekunden. Das EUIPO hielt dieses Zeichen für die angemeldeten Waren nicht für eintragungs-

fähig und wies die Anmeldung mangels Unterscheidungskraft zurück. 

 

Hiergegen richtete sich die Klage vor dem EuG. Das Gericht bestätigte jedoch die Auffassung des 

Amtes und wies die Klage ab. Die Richter betonten, dass für die Beurteilung der Unterscheidungskraft 

von Hörmarken zunächst grundsätzlich die gleichen Kriterien gelten wie für die übrigen Marken-

kategorien. Ein Hörzeichen müsse über eine gewisse Resonanz verfügen, anhand derer der 

angesprochene Verbraucher es als Marke und nicht bloß als funktionalen Bestandteil oder als 

Indikator ohne wesenseigene Merkmale erkennen könne.  
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Der Verbraucher müsse durch die bloße Wahrnehmung der Marke, ohne dass diese mit anderen 

Elementen wie insbesondere Wort- oder Bildelementen oder gar einer anderen Marke kombiniert sei, 

in der Lage sein, die Verbindung zu ihrer betrieblichen Herkunft herzustellen. Das EUIPO habe nach 

Auffassung des EuG richtigerweise die Zurückweisung der Markenanmeldung maßgeblich darauf 

gestützt, dass der Klang, der beim Öffnen einer Dose entsteht, nur ein rein funktionelles Element sei. 

 

Der Klang, welcher beim Öffnen einer Dose oder Flasche entstehe, beruhe allein auf einer 

technischen Lösung im Rahmen des Öffnungsvorgangs und könne daher nicht als ein Hinweis auf die 

betriebliche Herkunft dieser Waren wahrgenommen werden. Die maßgeblichen Verkehrskreise 

würden Klang des Prickelns von Perlen unmittelbar mit Getränken verbinden. Die Klangelemente und 

die etwa eine Sekunde dauernde Geräuschlosigkeit wiesen in ihrer Gesamtheit betrachtet kein 

wesentliches Merkmal in Bezug auf die betriebliche Herkunft von Waren auf. Diese Elemente seien 

nicht prägnant genug, um sich von vergleichbaren Klängen auf dem Gebiet der Getränke zu 

unterscheiden, so die Richter weiter. 

 

Zurückgewiesen hat das EuG jedoch die Feststellung des EUIPO, dass es auf den Märkten der 

Getränke und Getränkeverpackungen unüblich sei, ausschließlich mit Hilfe von Klängen den kommer-

ziellen Ursprung eines Produkts zu signalisieren, da diese Waren bis zu ihrem Verzehr geräuschlos 

seien. Das Amt habe verkannt, dass die meisten Waren an sich geräuschlos seien und nur dann 

einen Klang erzeugen, wenn sie konsumiert werden. Die bloße Tatsache, dass ein Klang nur beim 

Verzehr zu hören sei, bedeute daher nicht, dass die Verwendung von Klängen zur Kennzeichnung der 

betrieblichen Herkunft eines Produkts auf einem bestimmten Markt noch unüblich sei. Jedoch führte 

die Nichtbeachtung dieser Tatsache durch das EUIPO nicht zur Aufhebung der angefochtenen 

Entscheidung, da dies keinen entscheidenden Einfluss auf den verfügenden Teil der angefochtenen 

Entscheidung gehabt habe. 
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